
 
 

 
 
 

 
 

Pressemitteilung 
 
"Eine Politik der Rückschritte!" 
 
Sabine Verheyen kritisiert den Umgang der EU-Ratspräsidentschaft mit der neuen 
Kinderpornografie-Gesetzgebung 
 

Die Europaabgeordnete Sabine Verheyen hat die Entscheidung der schwedischen 

EU-Ratspräsidentschaft, sich auf die ursprünglichen Vorschläge der Kommission zur 

Bekämpfung der Kinderpornographie im Internet zu beschränken, scharf kritisiert. 

Die Ratspräsidentschaft hatte in der vergangenen Woche einen Prüfauftrag, der sich 

in Fällen von sexueller Ausbeutung von Kindern mit den Möglichkeiten des Entzugs 

von IP - Adressen befassen sollte, wieder fallen gelassen. Jetzt wird in diesem 

Zusammenhang nur noch die Annahme der bereits vorgelegten Vorschläge der 

Kommission zur Bekämpfung von Kinderpornografie empfohlen. Diese sehen jedoch 

keine Möglichkeit zur Sperrung des Internets vor und sind diesbezüglich wesentlich 

inkonsequenter.  

 

"Diese Entscheidung bedeutet einen klaren Rückschritt im Hinblick auf die 

Bekämpfung der Kinderpornographie im Internet“, kommentierte Sabine Verheyen 

die Entscheidung der Ratspräsidentschaft. „Dabei ist es wichtig, dass wir gerade bei 

diesem sensiblen Thema gemeinsame und wirkungsvolle Maßnahmen treffen, die es 

uns ermöglichen, schnell reagieren zu können."  

 

Die Entscheidung der Präsidentschaft ist sicherlich vor dem Hintergrund der 

aktuellen Diskussionen über Internetsperren in zahlreichen EU-Mitgliedstaaten zu 

sehen. Offenbar wollte man sich hier nicht festlegen, um im Nachhinein für alle 
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Seiten offen zu bleiben. Wünschenswert wäre es jedoch, wenn die Präsidentschaft in 

Zukunft in stärkerem Maße Stellung beziehen würde, um das 

Gesetzgebungsverfahren nicht unnötig in die Länge zu ziehen.  


